








65594 Runkel, den 01.06.2010
Niederschrift
über die 44. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.
Zu der für heute, Mittwoch, den 26.05.2010, um 20.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in
Runkel einberufenen 44. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:
Als stimmberechtigte Stadtverordnete:
	1.
Armin Naß
2.
Martin Belz
3.
Horst Bender
4.
Horst Christmann
5.
Bernd Eckert
6.
Frank Burggraf
7.
Bernhard Brahm
8.
Manfred Hastrich
9.
Christoph Demel
10.
Jürgen Arnold
11.
Volker Rosbach
12.
Michaela Thomas
13.
Günter Daniel
14.
Jörn Uhl

	15.
Rainer Röth
16.
Hans-Karl Trog
17.
Günter Gebhart
18.
Margret Bergmeier
19.
Hugo Schmidt
20.
Dieter Beul
21.
Arnold Nies
22.
Eberhard Bremser
23.
Michael Kilb
24.
Wolfgang Ackermann
25.
Erhard Becker
26.
Thomas Kuhlisch
27.
Bernd Polomski
28.
Lothar Burggraf



Seitens des Magistrates:
	1.
Bürgermeister Friedhelm Bender
2.
Antonius Duchscherer
3.
Wolf-Dirk Räbiger

	4.
Lothar Christl
5.
Sabine Hemming
6.  Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 21.05.2010 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung 

wurde am 21.05.2010 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei

freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt zu Beginn der Sitzung um 20.40 Uhr die Beschlussfähigkeit der 44. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der SPD-Fraktion die Herren Stadtverordneten Dr. Ruttmann und Falk, von Seiten der CDU-Fraktion Herr Stadtverordneter Dorn. Herr Stadtverordneter Hastrich erscheint später. Von Seiten der Bürgerliste hat sich Herr Stadtverordneter Kuhlisch abgemeldet. 
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Seitens vom Magistrat haben sich Herr Steinhauer und Herr Schmidt abgemeldet. Herr Stadtrat Uhl 
fehlt ebenfalls entschuldigt. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt die Beschlussfähigkeit fest und leitet zur Tagesordnung über mit Worterteilung an Herrn Bürgermeister Bender.
Herr Bürgermeister Bender begrüßt alle Sitzungsteilnehmer und bittet um die Aufnahme dreizusätzlicher Punkte für die Tagesordnung, in denen es um die Vergabe bzw. den Verkauf von 
Bauplätzen am „Kappesborder Berg“ geht.
Herr Bürgermeister Bender begründet die Dringlichkeit damit, dass die jeweiligen Antragsteller mit ihren Planungen soweit fertig sind und durch den Beschluss der Stadtverordnetenversammlung
auch den finanziellen Abschnitt bzw. Rechtsgeschäft regeln können, um mit ihrem Bauvorhaben starten zu können. Herr Bürgermeister Bender erläutert die von der Verwaltung vorbereiteten Verwaltungsvorlagen, in denen es um den Verkauf eines Flurstücks in einer Größe von 4217 m² an ein heimisches Unternehmen, Fa. ZIP geht, welches am jetzigen Standort aus verschiedenen Gründen nicht mehr bleiben kann und durch Firmenerweiterung mehr Platz benötigt. Des Weiteren geht es um die Vergabe eines Bauplatzes an die Eheleute Dennis und Olga Buchowitz, zur Zeit wohnhaft in Beselich-Heckholzhausen. Sie möchten das Grundstück im Quellenweg erwerben, mit der Größe von 555 m². Die Eheleute Spriestersbach und Neuroth möchten gerne im Kappesborder Berg 35 ein Grundstück mit der Größe von 541 m² erwerben.
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bedankt sich für die Erläuterungen und schlägt vor, diese 
Punkte nach dem Punkt 1, Anfragen an den Magistrat, nach der einstimmiger Abstimmung auf die Tagesordnung als Punkte 2, 3 und 4 zu nehmen.
Abstimmung:

einstimmig
Die Ergänzung der Tagesordnung wurde einstimmig beschlossen und die erforderlichenVerwaltungsvorlagen wurden verteilt. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach leitet über zum Tagesordnungspunkt 1  und erteilt Herr Bürgermeister Bender das Wort.
Punkt 1
Anfragen an den Magistrat
Herr Bürgermeister Bender geht auf die Anfrage der CDU-Fraktion ein, in der sie um Mitteilungüber den Einsatz von 400,- Euro Kräften bitten. Die Antwort des HSG liegt noch nicht vor. Deshalb erläutert er vorab zu den Fragen, betreffend der Anzahl von 400,- Euro Kräften, welche Aufgaben sie betreuen und über welche Haushaltsstelle diese Kräfte abgerechnet werden. Hierzu erläutert Herr Bürgermeister Bender den aktuellen Zahlenstand vom Mai 2010: Geringfügig beschäftige Personen sind zur Zeit 32 Personen bei der Stadt Runkel tätig. Bestehende Verträge gibt es vom 01.04.1996 bis zum heutigen Zeitpunkt. Durchschnittlich beträgt die Beschäftigung jeder Person ca. 6,45 Std. pro Woche. Dies ergibt eine Addition von 206 Stunden. Seit Amtsantritt von Herr Bürgermeister Bender sind von den 32 Beschäftigten, 9 Personen im Bereich Tourismusbüro und Runkeler Bus´chen eingestellt worden. Weiterhin sind Kräfte mit den Aufgaben der Betreuung von Dorfgemeinschaftshäusern, Friedhöfen sowie Straßenunterhaltung betraut.
- 3 –

Die Abrechnung der Einsätze können sie dem Verzeichnis entnehmen, dass auch die Abrechnungskostenstelle aufweist. Herr Bürgermeister Bender weist nochmal daraufhin, dass die 9 Personen im Bereich Tourismusbüro und Runkeler Bus´chen, befristet eingestellt sind, solange die Stadt Runkel diese Einrichtungen betreibt. Alle anderen Verträge sind seit 1996 unbefristet gültig, wenn es sich um ein und die selbe Person handelt.
Herr Stadtverordnetenvorsteher  Rosbach  bedankt sich für die Ausführungen und fragt an, ob hierzu Anfragen vorliegen. Nachdem dies nicht der Fall war, leitet er über zu den neu aufgenommenen Tagesordnungspunkten 2,3 und 4.
Punkt 2
Vergabe eines Bauplatzes im Baugebiet "Am Kappesborder Berg " im Stadtteil Runkel;
hier:
Kaufantrag der Eheleute Spriestersbach und Neuroth, derzeit wohnhaft in Limburg, Grundstück Kappesborder Weg 35, Grundstückgröße von 541 m².
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bittet um Abstimmung über den Kaufvertrag.
Abstimmung:  

einstimmig
Beschluss:
Dem Kaufantrag wird einstimmig zugestimmt.
Punkt 3
Vergabe eines Bauplatzes  im Baugebiet "Kappesborder Berg" im Stadtteil Runkel;
hier:
Kaufantrag der Eheleute Dennis und Olga Buchowitz, derzeit wohnhaft in Beselich-Heckholzhausen, Grundstück Gemarkung Runkel Flur 5, Flurstück 180, Quellenweg 4, Grundstücksgröße von 544 m².

Herr Becker merkt an, dass die Verwaltungsvorlage als Frage hinsichtlich des Baulandpreises zu verstehen sei, bleibt es bei dem dort niedergeschriebenen Preis oder gibt es eine neue Regelung von Seiten des Magistrats. Herr Bürgermeister Bender erläutert, der Preis als solches bleibt, denn das Parlament hat dem Magistrat damals zur Vorgabe gemacht, sich über eine Drittelung bzw. Drei-Zonen-Einteilung Gedanken zu machen, in der es um eine Ermäßigung von 15 %, 20% und 25% bis höchstens gehen soll. Der Magistrat ist zur Zeit damit beschäftigt, eine Möglichkeit zu erarbeiten,  ohne den Baulandpreis von 110 Euro zu reduzieren. Zur Diskussion steht momentan eine Art individuelle Bezuschussung, z. B. Grundstückslage, familiäre Verhältnisse usw. Im Höchstfall soll diese Reduzierung bei 24 % liegen, da  im anderen Fall das Bauland an Wert verliert. Nach inhaltlicher Diskussion im Magistrat wird eine entsprechende Verwaltungsvorlage

erstellt und zur Verabschiedung vorgelegt werden.
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bedankt sich für die Erläuterungen und bittet um Abstimmung.
Abstimmung:

einstimmig
Beschluss:
Dem Kaufantrag wird einstimmig zugestimmt.
Punkt 4

Verkauf von Baugrundstücken im Baugebiet  "Am Kappesborder Berg" Grundstück Flur 5,Flurstück 78/11 mit einer Größe von 4215 m², Erwerber die Fa. ZIP
Herr Arnold fragt nach der Zusammenstellung des Kaufpreises und dem Hintergrund dieser Massnahme.
Herr Bürgermeister Bender informiert, dass die Fa. ZIP zwecks Firmenerweiterung ein größeres Grundstück sucht, da sie als Runkeler Unternehmen gerne hier ansässig bleiben möchte. Das betreffende Grundstück liegt mehr als 10 Jahre brach. Von Seiten der bestehenden Firma vor Ort 
sind keine auffälligen Geräusch- bzw. Geruchseinschränkungen zu erwarten. Im Magistrat wurde 
der Grundstückpreis von 25 Euro pro m² festgelegt, jedoch wurde Herr Bürgermeister Bender zu 
weiteren Gesprächen mit der Fa. ZIP beauftragt um einen höheren Baulandpreis zu erzielen.
Herr Daniel merkt an, dass eine Nachverhandlung durch den Magistrat mit der Fa. ZIP mit dem Ziel einen höheren Grundstückspreis zu erlangen nur Sinn mache, wenn der Grundstücksverkauf 
heute nicht beschlossen werde.
Herr Arnold stimmt Herrn Daniel zu, jedoch zu diesem Quadratmeterpreis findet dieser Antrag bei 
der CDU-Fraktion keine Zustimmung. 
Herr Becker findet es ebenfalls erfreulich, dass sich ein Runkeler Unternehmen für ein Grundstück
der Stadt Runkel interessiert. Er merkt an, laut den Ausführungen von Herrn Bürgermeister Bender
bezüglich der Drittelung unter Punkt 3 sollte eher ein Quadratmeterpreis von mindestens 35 Euro
in frage kommen.
Auf Grund der Diskussion bittet Herr Bürgermeister Bender den Antrag in den HFA zu verweisen.
Herr Daniel stimmt Herrn Bürgermeister Bender zu und beantragt diesen Kaufantrag in den HFA
zu verweisen. Herr Arnold hält an seinem Antrag fest, den Kaufantrag an den Magistrat zwecks
Neuverhandlungen zurückzuverweisen.
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bittet um Abstimmung über den Auftrag der CDU-Fraktion zur Zurückverweisung an den Magistrat zur Neuverhandlung.
Abstimmung:

Ja- 17

Nein- 9

Enthaltung- 1
Beschluss:

Dem Antrag der CDU-Fraktion, den Vorgang an den Magistrat zwecks Nachverhandlung zurückzugeben, wurde mehrheitlich zugestimmt.
Punkt 5

4. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Feuerwehrgerätehaus Runkel / Schadeck“ im Stadtteil Runkel;
hier:
Fassung des Aufstellungsbeschlusses

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach merkt an, dass hierzu eine aussagekräftige Verwaltungsvorlage von Seiten des Magistrats vorliegt und keiner ergänzenden Erläuterungen bedarf.
Herr Bürgermeister Bender weist auf einen erneuten Ortstermin hin. Da es von Seiten des ASV
konkrete Einwände dazu gibt die Ein- und Ausfahrt dort hinzulegen , welche die Feuerwehr nutzt. 
Die ASV- Regelung würde vorsehen, dass über den derzeitigen Parkplatz in der Nähe des Friedhofs gefahren werde. Hierdurch entstehen höhere Kosten und ein Parkplatzverlust. Das ASV  

begründet diese Regelung, dass es dadurch nicht eine zusätzliche Ausfahrt in den fließenden Verkehr gibt. 
Zusätzlich erklärt Herr Bürgermeister Bender, dass gleichzeitig eine Möglichkeit geprüft wird, ob   

im Bereich des dortigen Geländes 2-3 Unterstellmöglichkeiten für  städtische Bauhoffahrzeuge platziert werden könnten, um das Pachtverhältnis in Schadeck zu beenden, wo derzeit  Gerätschaften unterstehen. 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bedankt sich für die Erläuterungen und verliest die Abstimmungspunkte.
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt  gemäß 2 BauGB, die Aufstellung der 4. Änderung  


des Flächennutzungsplans für den Bereich des geplanten neuen Feuerwehrgerätehauses Runkel/Schadeck. Der Geltungsbereich  der Änderung ist aus der unmaßstäblichen Kartenskizze  
ersichtlich, die Bestandteil diese Beschlusses ist.
Abstimmung:

einstimmig
Der Magistrat ist in diesem Zusammenhang beauftragt, das Bauleitplanverfahren gemäß 13 BauGB einzuleiten und die notwendigen Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Trägern öffentlicher Belange durchzuführen.
Abstimmung:

einstimmig
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Beschluss:
Dieser Beschlussvorschlag wurde einstimmig angenommen.
Punkt 6
Bebauungsplan „Auf dem Gesetz / Vor dem Gebück“- 1. Änderung;
hier:
1. Abwägungsbeschluss zu den eingereichten Anregungen und Bedenken aus den                
    durchgeführten Verfahren gemäß § 13 Absatz 2 BauGB und § 3 Absatz 2 BauGB

2.  Satzungsbeschluss

3.  Zustimmung zur Begründung
  Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach leitet zum neuen Tagesordnungspunkt 6 über und erklärt, dass hierzu ebenfalls eine Verwaltungsvorlage vorliegt. Planunterlagen sind nur teilweise vorhanden. Herr Bürgermeister Bender ergänzt, dass die Vorstellung der Ortsvereine, der  Bürgerinnen und Bürger von Schadeck, im Hinblick auf die derzeitige Situation des Bebauungsplans, solche Maßnahmen nicht zu lassen würden. Hierdurch besteht eine Erweiterung des Baufensters und macht Maßnahmen möglich. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach merkt an, dass keine Nachfragen vorliegen und geht zur ersten Abstimmung über.
Beschluss:
zu 1) Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die eingegangenen Anregungen und Bedenken  

aus dem durchgeführten Verfahren, gemäß § 13 Abs. 2 BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB, den Empfehlungen des Planers entsprechend abzuwägen. Die Empfehlungen werden zum Bestandteil  

des Protokolls erklärt.
Abstimmung:

einstimmig
zu 2) Satzungsbeschluss: 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Bebauungsplan „Auf dem Gesetz/ Vor dem Gebück“ mit den unter Punkt 1 beschlossenen Änderungen und Ergänzungen als Satzung. 
Abstimmung:

einstimmig
zu 3) Begründungszustimmung:
Abstimmung:

einstimmig
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Punkt 7
Bebauungsplan „Langegarten“ in der Kernstadt Runkel;
     hier: 
 1.  Abwägungsbeschluss
2. Satzungsbeschluss
3. Beschluss der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen

Vorgang: Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 BauGB vom 15.06.2009-17.07.2009

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass diese Fläche in Zukunft als Erholungs- und Parkfläche genutzt werden soll. 
Mit diesem Vorgehen im Rahmen dieses Bebauungsplans soll ausgeschlossen werden, dass dort     eine Wohnbebauung durchgeführt werden kann. Ein zusätzliches Kriterium ist,dass diese Fläche in

sich eine unterschiedlich Höhe hat. Diese Höhenunterschiede wären ohne Probleme durch Treppenauf- oder abgänge lösbar. Entscheidend ist, dass sich in diesem Bereich kein Grundstück

im Eigentum der Stadt Runkel befindet. Es wurden bereits Gespräche mit den Eigentümern geführt, hier gab es bis auf eine Ausnahme durchaus Bereitschaft auf eine Veräußerung. Vorab ist es jedoch wichtig, den Beschluss des Parlaments abzuwarten und den Auftrag zu erhalten, in die entsprechenden Gespräche einzutreten. Zuletzt führt Herr Bürgermeister Bender an , dass dieses Projekt eine deutliche Aufwertung durch die Erholungs- und Parkfläche (Parkanlage) mit sich bringen würde.
Herr Arnold merkt an, dass sich die CDU-Fraktion eingehend mit dem Tagesordnungspunkt befasst hat. Man sieht hier keine Realisierungschancen in diesem Gebiet einen Ausbau und gegebenenfalls eine Aufwertung zu erreichen. Man sieht sich nicht in der Pflicht der Stadt Runkel, ohne das Gespräche mit dem betreffenden Investor geführt wurden, der dort einen Bauabschnitt nach dem anderen errichtet. Durch diese Maßnahme der Stadt Runkel erhalten die Projekte eine zusätzliche Aufwertung, zudem stellt sich die Frage, ob genügend finanziellen Mittel zur Verfügung stehen würden, um überhaupt den Ankauf der Grundstücke mit anschließender Planung und Gestaltung verwirklichen zu können.

Die CDU-Fraktion sieht dies nicht so und wird diesem Vorschlag nicht zustimmen.
Herr Bürgermeister Bender erläutert hierzu, dass dadurch natürlich die Chancen für die Stadt Runkel auf ein Erholungsbereich genommen und eine Verhandlungsgrundlage für den  Magistrat hinfällig würde. Als Finanzierungsvorschlag bestehe die Möglichkeit im Rahmen eines Nachtrags nach Gesprächen mit den Eigentümern.
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Punkt 8
Bebauungsplan „Im Langgarten, 3. Änderung“ in der Kernstadt Runkel;
hier:       1.  Abwägungsbeschluss
2. Satzungsbeschluss
3. Beschluss der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen

Vorgang: Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Absatz 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 BauGB vom 15.06.2009-17.07.2009
Nach Wortmeldung von Herr Beul wird festgestellt, dass nicht jedem Mitglied ausreichende Unterlagen zu den Tagesordnungspunkten 7 und 8 vorliegen.
Herr Bürgermeister Bender schlägt von Seiten des Magistrats vor, die beiden Tagesordnungspunkte 7 und 8 von der Tagesordnung zu nehmen und in der nächsten Stadtverordnetenversammlung am 30. Juni 2010 zu behandeln.
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach fragt an, die Punkte 7 und 8 laut Vorschlag des Magistrat
von der Tagesordnung zu nehmen.
Abstimmung:


einstimmig
Beschluss:
Die Tageordnungspunkte 7 und 8 von der Tagesordnung zunehmen und in die nächste Stadtverordnetenversammlung aufzunehmen wurde einstimmig zugestimmt.
Punkt 9
Bauleitplanung der Stadt Runkel;
hier: 
Bebauungsplan „Auf dem Habichtsfang“ – 2. Änderung


- Aufstellungsbeschluss

Herr Bürgermeister Bender ergänzt hierzu hinweisend, dass die Veränderungen bzw. Erweiterungen erforderlich sind, damit diese Maßnahme, die bereits drei Wochen, läuft auch satzungsgemäß richtig abgerechnet werden kann, damit spätere Satzungsbeschlüsse und Bescheide nicht angreifbar sind.
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Herr Becker fragt an, welche rechtlichen Folgen die Zuordnung des Teilbereichs des Bebauungsplans  beidseitig der Heerstraße und dem ungeregelten Bereich zum Bebauungsplan  „Auf dem Habichtsfang“ hat. Bestanden hier unterschiedliche prozentuale Aufteilungen der Erschließungskosten? Die Verwaltungsvorlage weist auf eine rechtssichere Erhebung, wenn ja, wird es bei der Zusammenlegung vereinheitlicht oder die Kosten werden nach den unterschiedlichen Aufteilungen erhoben. Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass die unterschiedlichen Aufteilungen weiterhin gelten. 
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung der 2.  Änderung des Bebauungsplans „Auf dem Habichtsfang“ im Stadtteil Schadeck mit der Festlegung des §  9 BauGB. Der Geltungsbereich der Änderung ist aus der Kartenskizze ersichtlich, die Bestandteil dieses Beschlusses ist.
Abstimmung:

einstimmig

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt fest, dass diesem Punkt einstimmig zugestimmt wird.  
Beschluss:

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach führt an, dass der Magistrat beauftragt wird, das Bauleitplanverfahren gemäß  § 13a  BauGB einzuleiten und die notwendigen Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit, sowie der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange durchzuführen.
Abstimmung:

einstimmig
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erklärt auch diesem Punkt wird einstimmig zugestimmt.
Punkt 10
Geplante Erneuerung der Sicherungsanlage des Bahnübergangs Runkel II im Bereich der Gemeindestraße „Am Brückeberg“ in Runkel;
hier:
Abschluss einer Kreuzungsvereinbarung gemäß §§ 3 und 13 Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG)

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erläutert die vorliegende Vorlage und bittet Herrn Bürgermeister Bender um eventuelle Ergänzungen.
Herr Bürgermeister Bender erläutert die Wichtigkeit, den Kostenbetrag in den Haushaltsplan 2011 einzustellen. Hintergrund ist, dass die Bahn die dringend erforderlichen Maßnahmen zur Modernisierung vornehmen muss. Die gesetzlichen Vorgaben sehen eine Drittelung der damit verbundenen Kosten vor. Absicht der Bahn war, den Bahnübergang Brückeberg komplett zu schließen. 
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Der Magistrat hat sich eingehend damit befasst um Möglichkeiten zu finden, eine Schließung zu verhindern.
Herr Arnold erklärt, dass die CDU-Fraktion in der Verwaltungsvorlage Widersprüche erkennt und bittet Herr Bürgermeister Bender um Planungserläuterungen.
Herr Bürgermeister Bender entgegnet, wenn der Bahnübergang II geschlossen wird, müsste es einen Wendehammer  geben, welcher nach Auffassung des Magistrats nicht wünschenswert sei. Zu dem sollte die bestehende Firma dort ansässig bleiben. 
Ein weiterer Zusatzfaktor ist der Schwerverkehr, für den am Brückeberg auch durch viele Anwohnerfahrzeuge kein Durchkommen mehr möglich wäre.
Herr Bürgermeister Bender erläutert es müsse eine Querungsmöglichkeit bleiben um Gegenverkehr zu gewährleisten.
Herr Becker erläutert, bezüglich der Kostenübernahme habe er sich nochmal das Gesetz über Kreuzungen von Straßenbahnen angesehen. Dort steht unter § 12, wird an einer Überführung eine Maßnahme nach § 3 (Sicherungsmaßnahmen, Signalanlagen) durchgeführt, so fallen denjenigen die Kosten zu, die diese Änderung verlangen. Die DB-Netz AG plane aus technischen Gründen eine notwendige Erneuerungen der beiden Bahnübergänge der Stadt Runkel. Deshalb die Frage, ist es richtig die Kosten zu dritteln durch Stadt und Bahn, wenn doch die Bahn die Erneuerungen veranlasst? Die Stadt Runkel hat hier doch keine Absicht etwas zu tun?
Herr Bürgermeister Bender erläutert durch die Absicht, den Bahnübergang zu halten, muss die Stadt Runkel auch für anfallende Kosten aufkommen, denn die DB-Netz AG würde diesen sonst schließen.
Herr Becker bemerkt, selbst wenn die Bahn den Bahnübergang II schließt und beabsichtigt, die Signalanlagen des Bahnüberganges I zu sanieren, hätte die Stadt Runkel keine Kostenzu tragen.
Herr Bürgermeister Bender erklärt, die Rechtsgrundlage war bisher immer, dass die Stadt Runkel sich an den Kosten beteiligen muss und diese Drittelung ist gesetzliche Grundlage.
Die Stadt Runkel möchte die Verkehrssicherheit erhöhen und gleichzeitig den Bahnübergang II 

erhalten. Für die Gesamtmaßnahme steht der Kostenbetrag. Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass keine weiteren Kosten auf die Stadt Runkel zukommen. Gäbe es nur den Bahnübergang I, wären die Kosten deutlich geringer. Durch die Erweiterung auf den Übergang 2 ist dies der Anteil, den die Stadt übernehmen muss.
Frau Thomas fragt an, ob die Bahn überhaupt einen Übergang schließen kann. Herr Bürgermeister Bender erläutert, Eigentümer dieser Anlage ist die Bahn. Wenn diese befindet, dass die Anlage Mängel oder Erneuerungsmaßnahmen im Rahmen der Verkehrssicherheit betrifft und dieser Zustand geändert  werden muss, damit sie bei Unfallschäden aus der Verantwortung ist.
Herr Burggraf befindet, dass die Kosten von 108.000 Euro wegen dieses kleinen Bahnüberganges sehr viel Geld sind.
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Herr Arnold erläutert den bereits angesprochenen Punkt von Herrn Becker, in dem er die Kostenzusammenstellung so versteht, dass es ursächlich um den Bahnübergang II geht, aber da es sich um eine Gesamtmaßnahme handelt, wird die Stadt Runkel anteilig zur Kostenübernahme am Bahnübergang I herangezogen.
Herr Daniel erklärt hierzu, dass von Seiten der Bahn kein Verhandlungsspielraum vorliegt. 

Wird dieser Vereinbarung nicht zugestimmt, bedeutet es die Schließung des Bahnüberganges II. 

In Anbetracht der hohen Kosten, die auf die Stadt Runkel zukommen, sollte dem Tagesordnungspunkt zugestimmt werden. Deshalb beantragt Herr Daniel, diesen Tagesordnungspunkt in den HFA-Ausschuss zu verweisen. Die Fraktionen sollen mehr Zeit erhalten, diesen Punkt auszudiskutieren.

Herr Schmidt merkt an , dass in diesem Kreuzungsbereich die Baulastträger Bahn und Land  (L3020/22) sind. Er fragt, ob diese dann nicht die Kosten tragen sollten?

Herr Bürgermeister Bender erklärt hierzu, dass dieser Gleiskörper  Eigentum der Bahn  und somit das Land ist und nicht heranzuziehen ist.
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach merkt an, dass der Antrag der SPD-Fraktion auf Verweisung dieses Punktes in die nächste HFA-Sitzung vorliegt und möchte diesen zur Abstimmung geben.
Abstimmung:

Ja-25

Nein-0

Enthaltung- 2
Beschluss:
Der Antrag der SPD-Fraktion diesen Tagesordnungspunkt auf die nächste HFA-Sitzung 
zu verweisen wurde mehrheitlich zugestimmt.
Punkt 11
Kommunalwahl 2011;
hier:
Ausschlussfrist für die Beschlussfassung gemäß § 16 Abs. 2 Satz 3 des Kommunalwahlgesetzes (KWG) für die Aufnahme zusätzlicher Angaben auf den Stimmzetteln

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach verliest die Änderungen des Kommunalwahlgesetzes und erläutert, dass hierzu der Magistrat vorschlägt, die Ergänzungen vorzunehmen.

Herr Arnold erklärt, dass die bisherigen Stimmzettel ausreichend seien. Eine Erweiterung bringe unnötige Mehrarbeit bei den Auszählungen mit sich. Deshalb befürwortet die CDU-Fraktion keine Erweiterung von Angaben auf den Stimmzetteln.

Herr Beul stimmt Herrn Arnold zu und ergänzt , dass man durch die Erweiterung für viele  ältere  Wähler das Wahlverfahren zu kompliziert macht.
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach  bittet um Abstimmung über die vom Magistrat empfohlene  Erweiterung der  Stimmzettel für die nächste Kommunalwahl.
Abstimmung:

Ja- 4

Nein- 21
Enthaltung- 2
 
Beschluss:

Der Antrag für die Aufnahme zusätzlicher Angaben auf den Stimmzetteln wurde mehrheitlich abgelehnt.
Punkt 12 
Übernahme einer Ausfallbürgschaft für den Sportverein Arfurt e.V.

Dem Verwaltungsvorschlag sind die vom SV Arfurt angeführten Gründe für die Beantragung  einer Ausfallbürgschaft zu entnehmen. Der Magistrat bittet um zustimmenden Beschluss.

Herr Rosbach erläutert den vorliegenden Verwaltungsvorschlag, in dem es um die derzeitige Erneuerung des Arfurter Sportplatzes geht. Der SV Arfurt beteiligt sich mit 20.000 Euro. Den Betrag möchte er bei einer einheimischen Kasse aufnehmen. Hierzu wird eine Bürgschaft benötigt. Herr Rosbach erteilt das Wort an Herrn Hastrich. Herr Hastrich erläutert, dass die Finanzierung des Darlehens gesichert ist.

Herr Nies fragt nach, ob dieser Bürgschaftsantrag ausreichend durch die Verwaltung geprüft wurde. Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass die über viele Jahre praktizierten Vorgaben auch in diesem Fall angewandt wurden. Herr Bürgermeister Bender bekräftigt, die Stadt Runkel ist und bleibe ausschließliche Eigentümerin dieses Platzes.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach verliest den Beschlussvorschlag, dass die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dem SV Arfurt  e.V. die beantragte Ausfallbürgschaft  in Höhe von 20.000 Euro zu gewähren. Herr Hastrich ist der 1. Vorsitzende des SV Arfurt und verlässt wegen Widerstreit der Interessen  den Saal und nimmt somit nicht an der Beratung und Abstimmung teil.
Abstimmung:

Ja- 24


Nein -0


Enthaltung- 2
Beschluss:

Dem Beschlussvorschlag der Beantragung einer Ausfallbürgschaft für den SV Arfurt wird mehrheitlich zugestimmt.
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Punkt 13
Genehmigung der Niederschriften vom 03.03.2010, 10.03.2010 und 14.04.2010. 

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach teilt mit, dass die Niederschrift vom 03.03.2010  bezüglich der Beschlussfassung Haushaltssatzung, auf die Herr Becker hingewiesen hatte, zwischenzeitlich korrigiert wurde. 

Herr Becker erklärt, in der neuen Niederschrift seien jetzt Punkt 7 und 8 zusammengefasst. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erwidert, dies sei auch schon in der Sitzung der Fall gewesen. Herr Becker fügt an, unter dem ersten Beschluss sei die Haushaltssatzung beschlossen und dies ist die Rechtsgrundlage für die Umsetzung des Haushaltsplanes. Der Haushaltsplan ist verbindlicher Teil der Haushaltssatzung. Es wurde unter Punkt 8 die Haushaltssatzung beschlossen. Danach wurde im übernächsten Beschlussvorschlag entschieden, dass in Ennerich der Sportplatz gebaut wird. 

Dieser Beschluss verlangt zwangsläufig, dass für das Haushaltsjahr 2010 zusätzlich 9000 Euro in den Haushalt einzustellen sind. Dieser Betrag ist in dem vorher beschlossenen Haushaltsplan nicht enthalten.  Die Haushaltssatzung kann nur durch einen Nachtragshaushalt geändert werden. In sofern ist der Beschluss  über die 9000 Euro, woran auch der Bau des Ennericher Sportplatzes  hängt ungültig. Es sei denn, es gäbe einen weiteren Beschluss, dass die Haushaltssatzung neu beschlossen werden müsse. Somit können die 9000 Euro jetzt noch nicht in den Haushaltsplan eingestellt werden und Herr Bürgermeister Bender sei von Seiten der Bürgerliste in der Pflicht gewesen  dies zu beanstanden.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt fest, dass die vorgenannten Punkte zusammengefasst  werden. Abschließend als letzten Punkt wurde über den Haushalt insgesamt mit allen beschlossenen Änderungen abgestimmt.
Herr Bürgermeister Bender wird die Verwaltung mit der Klärung beauftragen, damit der Haushalt seine Gültigkeit erhält.  

Zur Niederschrift vom 10.03.2010 nach der Arbeitssitzung um 20.30 Uhr erläutert Herr Becker, auf Seite 4 sollte der zweitletzte Absatz gestrichen werden.

Zur Niederschrift vom 14.04.2010 erklärt Herr Becker, auf Seite 4 im Punkt Kündigung des Mietvertrages, dass eine Kündigung 2011 zu spät sei.
Hierzu erklärt Herr Bürgermeister Bender, dass die Kündigung dieses Jahr ausreicht, denn der Wortlaut sei nach 33 Jahren, nicht im 33 Jahr. Deshalb stimmt 2012. 

Herr Christmann macht auf Seite 11 aufmerksam, zum Punkt der Anfrage der Entstehung einer Biogasanlage auf dem " Kerkerbach", dies heiße nicht "Kerkerbach" sondern " Auf dem See".

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach schlägt eine einvernehmliche Änderung dieser Punkte bis zur nächsten Sitzung vor. 
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Herr Becker führt auf Seite 7 des Protokolls unter dem zweiten Absatz beginnend mit Herr Kuhlisch fragt..."durch den Begriff Wohnbebauungsbereich an. Dieser Bereich bezieht sich auf ein Grundstück, wo ein  Parkplatz eingerichtet werden soll.  Wenn dies ein Wohnbebauungsbereich sei, müsste eine Klausel in den Vertrag, die erklärt, dass wenn ein Wohngebäude hier entstehe, eine Nachzahlung zu zahlen ist. 

Herr Bürgermeister Bender erklärt, es wird eine Ergänzung im Vertrag erfolgen, wo eine Bebauung als Solches ausgeschlossen wird.
Punkt 14
Mitteilung des Magistrats
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erteilt Herrn Bürgermeister Bender das Wort.

1) Herr Bürgermeister Bender verkündet den langersehnten Baubeginn des R 7. Gleichzeitig steht eine Bezuschussung aus dem Wirtschaftsministerium in Aussicht, die einen weiteren Ausbau des Radweges entlang dem Leinpfad, in Kerkerbach ermöglicht. Die Verkehrssicherheit wird dadurch erhöht. 
2) Der Endausbau Habichtsfang läuft nach einer vor Beginn stattfindenden Anliegerversammlung problemlos.
3) Alle Maßnahmen des Konjunkturprogrammes liegen im Zeitplan. 

a) Die Fertigstellung des Kunstrasenplatzes Runkel ist bis auf Restarbeiten abgeschlossen. Der Platz muss jedoch bis zur Fertigstellung Mitte / Ende Juli gesperrt bleiben. Rechtzeitige Fertigstellung zu den Stadtmeisterschaften ist gegeben.
b) Bürgerhaus Dehrn
Die Maurer- Beton- und Zimmer- sowie Dachdeckerarbeiten sind abgeschlossen. Die Vergabe der Maßnahmen der Heizungs- Fenster- Trockenbau- Estrich, Außen- und Innenputzarbeiten sind erfolgt und liegen im Zeitplan.
c) Kindergarten Steeden

Die Maurer-, Beton-, Zimmer- und Dachdeckerarbeiten ,sowie Fenster-, Heizungs-, und Zementestricharbeiten sind auch hier abgeschlossen. Die Vergabe der Maßnahmen sind Sanitär,- Elektro-, Schreiner,- Trockenbau, Bodenbeläge,Fliesen, Maler, Steinmetz, Außen - und Innenputz. Eine zusätzliche Maßnahme wird notwendig sein, die Trocknung ausreichend erfolgen zu lassen, deshalb wird eine Trockenanlage installiert werden müssen um Schimmelbefall zu vermeiden.
d) Alte Schule Runkel
Sämtliche Gewerke sind im Kostenrahmen ausgeführt.
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e) Sportplatz in Arfurt

Die Arbeiten werden vorbehaltlich der Witterung entsprechend mit Ende nächster Woche unter anhaltend, unterstützender Begleitung des Herrn Hastrich abgeschlossen. Mit Beginn der neuen Runde wird der Sportplatz bespielbar sein.
f) Erwähnung des plötzlich verstorbenen Mitarbeiters Herrn Marco Hölzenbein.
Herr Arnold fragt an, ob der Haushalt schon genehmigt sei, Herr Bürgermeister Bender verneint.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach weist auf die nächste Sitzung am 23.06.2010 mit einer Arbeitssitzung vorab beginnend um 18.15 Uhr hin. In dieser Sitzung wird ein Vorhaben unterbreitet. Herr Stadtverordnetenvorsteher bedankt sich und schließt die Sitzung um 21.40 Uhr.
(Rosbach)




(Janevski)

Stadtverordnetenvorsteher

Schriftführerin

